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Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Entscheidungsbereitschaft

bei der Organspende 

A. Problem 

Eine Organtransplantation ist für viele schwerkranke Menschen die einzige Mög-
lichkeit auf Lebensrettung oder Linderung eines schweren Leidens. In Deutsch-
land haben im Jahr 2018 erstmals seit vielen Jahren wieder mehr Menschen nach
dem Tod ihre Organe gespendet. Das ist eine gute Entwicklung. Dennoch sterben
weiterhin zu viele Menschen, die auf der Warteliste für eine Organtransplantation
stehen, weil für sie kein Spenderorgan zur Verfügung steht. Die Anzahl von Or-
ganspenderinnen und Organspendern reicht nach wie vor bei Weitem nicht aus,
um den Bedarf an Spenderorganen zu decken. Aber bei allen Maßnahmen zur
Erhöhung der Organspenden nach dem Tod, muss diese als eine bewusste und
freiwillige Entscheidung beibehalten werden, die nicht durch den Staat erzwun-
gen werden darf. Denn die Selbstbestimmung über den eigenen Körper ist ein
zentrales Element menschlicher Würde. 

Die Verbesserung der Erkennung und Meldung von Organspendern kann wesent-
lich dazu beitragen, die Anzahl der Organspenderinnen und Organspender zu er-
höhen. Mit den im Zweiten Gesetz zur Änderung des Transplantationsgesetzes –
Verbesserung der Zusammenarbeit und der Strukturen bei der Organspende vom
22. März 2019 (BGBl. I S. 352) – enthaltenen Änderungen des Transplantations-
gesetzes wurden die hierfür notwendigen strukturellen und finanziellen Voraus-
setzungen in den Entnahmekrankenhäusern geschaffen.  

Darüber hinaus ist es von erheblicher Bedeutung, bei möglichst vielen Menschen

ken. Nach einer Repräsentativbefragung „Einstellung, Wissen und Verhalten der
Allgemeinbevölkerung zur Organ- und Gewebespende 2018“ der Bundeszentrale
für gesundheitliche Aufklärung stehen rund 84 Prozent der Menschen in Deutsch-
land einer Organ- und Gewebespende eher positiv gegenüber. Diese Zahl war
noch nie so hoch, dennoch liegt der Anteil der Menschen, die einen Organspen-
deausweis besitzen, derzeit nur bei 36 Prozent. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es daher, eine stets widerrufbare Entscheidung klar zu
registrieren, verbindliche Information und bessere Aufklärung zu gewährleisten
und die regelmäßige Auseinandersetzung mit der Thematik zu fördern. Mit den
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vorgeschlagenen Regelungen zur Stärkung der Bereitschaft zur Organ- und Ge-

tiven Einstellung der Menschen zur Organ- und Gewebespende und dem doku-
mentierten Willen zur Organ- und Gewebespende verringert werden. Die Ent-

ein bundesweites Online-Register beim Deutschen Institut für Medizinische Do-

zur Organ- und Gewebespende. Auf diese Beratungsmöglichkeit sowie auf sons-

webespende soll die bestehende Differenz zwischen der grundsätzlich eher posi-

scheidungsfreiheit und das Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen bleiben unbe-
rührt. 

B. Lösung 

Mit den im Gesetzentwurf vorgesehenen Regelungen sollen die Voraussetzungen 
dafür geschaffen werden, dass mehr Menschen sich mit der Frage der Organ- und 
Gewebespende auseinandersetzen und dazu eine informierte Entscheidung tref-
fen, die dokumentiert wird. 

Den Bürgerinnen und Bürgern soll es möglich sein, ihre Entscheidung möglichst 
einfach zu dokumentieren und jederzeit zu ändern und zu widerrufen. Hierzu wird 

kumentation und Information eingerichtet, in dem die Bürgerinnen und Bürger 
eigenständig eine Erklärung zur Organ- und Gewebespende abgeben können. 

Die Abgabe einer Erklärung zur Organ- und Gewebespende soll auch direkt vor 
Ort bei den für die Ausstellung und die Ausgabe von Ausweisen zuständigen Stel-
len des Bundes und der Länder (Ausweisstellen), mit Ausnahme der Passstellen 
der deutschen Auslandsvertretungen, möglich sein. 

Die Einrichtung des Registers und die daraus resultierende Möglichkeit für die 
Bürgerinnen und Bürger, dort ihre Entscheidung zur Organ- und Gewebespende 
abzugeben, machen eine entsprechende Aufklärung der Bevölkerung erforderlich. 
Dabei muss auch darüber aufgeklärt werden, dass eine Entscheidung zur Organ- 
und Gewebespende auch vor Ort in den Ausweisstellen möglich ist. Um dies si-
cherstellen zu können, müssen die Aufklärungsuntererlagen der Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung entsprechend erweitert werden. Dies gilt auch im 
Hinblick auf die Einbeziehung der Hausärztinnen und Hausärzte in die Beratung 

tige Beratungsmöglichkeiten, wie zum Beispiel das Infotelefon Organspende, das 
gemeinsam von der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung sowie der Ko-
ordinierungsstelle nach § 11 des Transplantationsgesetzes betrieben wird, ist in 
den Aufklärungsunterlagen ausdrücklich hinzuweisen. 

Bislang haben Bund und Länder sicherzustellen, dass den Ausweisstellen Organ-
spendeausweise zusammen mit geeigneten Aufklärungsunterlagen zur Verfügung 
stehen und dass diese bei der Ausgabe der Ausweisdokumente dem Empfänger 
ausgehändigt werden. Zukünftig müssen dabei die an die neue Rechtslage ange-
passten Aufklärungsunterlagen ausgehändigt und bei elektronischer Antragstel-
lung den Bürgerinnen und Bürgern mit den Organspendeausweisen übermittelt 
werden. Es wird aktiv auf weitere Informations- und Beratungsmöglichkeiten und 
die Möglichkeit sich vor Ort in das Register einzutragen, hingewiesen. 

Der Gesetzentwurf sieht ferner vor, dass die Hausärztinnen und Hausärzte ihre 
Patientinnen und Patienten bei Bedarf aktiv alle zwei Jahre über die Organ- und 
Gewebespende beraten und sie zur Eintragung in das Online-Register ermutigen. 
Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung hat die Arztpraxen hierzu mit 
geeigneten Aufklärungsunterlagen auszustatten. Die Beratung hat ergebnisoffen 
zu erfolgen. Die Ärztinnen und Ärzte haben ihre Patientinnen und Patienten da-
rauf hinzuweisen, dass keine Verpflichtung besteht, sich über ihre Bereitschaft 
zur Organ- und Gewebespende zu erklären. Die Hausärztinnen und Hausärzte 
können die Beratung zur Organ- und Gewebespende extrabudgetär alle zwei Jahre 
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von – grob geschätzt – 5,2 Millionen Euro. Die Sach- und Personalkosten betra-

 

 

 

 

 

 
die Organ- und Gewebespende nicht quantifizierbar. Die private Krankenversi-

abrechnen. Dazu sieht der Gesetzentwurf entsprechende Regelungen im Fünften 
Buch Sozialgesetzbuch und in der Gebührenordnung für Ärzte vor. 

Die Aufklärungsunterlagen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
zur Organ- und Gewebespende werden zukünftig alle vier Jahre wissenschaftlich
evaluiert. Das Ergebnis der Evaluation wird dem Deutschen Bundestag in einem
Bericht vorgelegt. 

Auch in der ärztlichen Ausbildung soll die Organ- und Gewebespende verstärkt
thematisiert werden. Dies wird durch Änderung der Approbationsordnung für
Ärzte gewährleistet. 

C. Alternativen

Keine.

D. Kosten 

Dem Bund entstehen durch die Einrichtung und den Betrieb eines Registers, in
dem Erklärungen zur Organ- und Gewebespende gespeichert werden können,
beim Deutschen Institut für Medizinische Dokumentation und Information ein-
malige Investitions-, Sach- und Personalkosten in den ersten 18 Monaten in Höhe

gen danach jährlich – grob geschätzt – 1,5 Millionen Euro. Je nach Ausgestaltung
des Registers entstehen weitere Kosten, die derzeit nicht abgeschätzt werden kön-
nen. Diese Mittel sind dem Deutschen Institut für Medizinische Dokumentation
und Information zusätzlich zur Verfügung zu stellen. 

Für die Aufklärung und Information der Bevölkerung über die Ausweisstellen
werden keine nennenswerten zusätzlichen Kosten erwartet. Aktuell nicht quanti-
fizierbar sind die Kosten für die Verpflichtung zur Einrichtung und Unterhaltung
der technischen Voraussetzungen für die Vor-Ort-Abgabe einer Erklärung zur Or-
gan- und Gewebespende in den Ausweisstellen. 

Die Mehrkosten für die Anpassung und Ergänzung der Aufklärungsmaterialien
durch die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung sind derzeit nicht bezif-
ferbar; diese Mittel sind der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung zu-
sätzlich zur Verfügung zu stellen.  

Aktuell sind die Auswirkungen auf die Ausgabenstruktur der gesetzlichen Kran-
kenkassen durch die vorgesehene Beratung der Hausärztinnen und Hausärzte über

cherungswirtschaft soll an der Finanzierung des Gesetzesvorhabens anteilig be-
teiligt werden. 
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„Die Aufklärung hat die Möglichkeiten zu umfassen, eine Erklärung zur Organ- und Gewebe-
 

ratungsmöglichkeiten zur Organ- und Gewebespende durch Hausärzte sowie sonstige Beratungs-

 

 

tions- und Beratungsmöglichkeiten sowie die Möglichkeit eine Erklärung zur Organ- und Gewe-
 
 
 
 

des Bundes und der Länder stellen sicher, dass die Abgabe einer Erklärung zur Organ- und Gewe-

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Entscheidungsbereitschaft
bei der Organspende 

Vom …

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Transplantationsgesetzes

Das Transplantationsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. September 2007 (BGBl. I S. 2206),
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2019 (BGBl. I S. 352) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) In der Angabe zu § 2 werden die Wörter „Organ- und Gewebespenderegister,“ gestrichen. 

b) Nach der Angabe zu § 2 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 2a Register für Erklärungen zur Organ- und Gewebespende; Verordnungsermächtigung“. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „Organ- und Gewebespenderegister,“ gestrichen. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa)  Nach Satz 2 werden die folgende Sätze eingefügt: 

spende zu dokumentieren und insbesondere im Register nach § 2a abzugeben, zu ändern und zu
widerrufen einschließlich der damit verbundenen Rechtsfolgen. Sie hat auch die bestehenden Be-

möglichkeiten zu umfassen.“ 

bb) Der bisherige Satz 4 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Bund und Länder stellen sicher, dass den für die Ausstellung und die Ausgabe von Personalaus-
weisen, Pässen oder Passersatzpapieren sowie von eID-Karten zuständigen Stellen des Bundes und
der Länder Organspendeausweise und den in den Sätzen 1 bis 3 genannten Anforderungen ent-
sprechende Aufklärungsunterlagen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung zur Verfü-
gung stehen. Bei der Beantragung, Verlängerung oder persönlichen Abholung von Personalaus-
weisen, Pässen oder Passersatzpapieren sowie von eID-Karten händigen die in Satz 4 genannten
Stellen dem Antragsteller die in Satz 4 genannte Unterlagen aus und weisen auf weitere Informa-

bespende im Register abzugeben hin. Ist eine elektronische Antragstellung der in Satz 5 genannten
Dokumente nach anderen Rechtsvorschriften zugelassen und werden sie elektronisch beantragt,
sind die Unterlagen dem Antragstellenden zu übermitteln. Die für die Ausstellung und die Ausgabe
von Personalausweisen, Pässen oder Passersatzpapieren sowie von eID-Karten zuständigen Stellen

bespende vor Ort erfolgen kann. Satz 7 gilt nicht für die Passstellen der deutschen Auslandsver-
tretungen. Bund und Länder stellen sicher, dass den Ausländerbehörden mehrsprachige Organ-
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sollen sie diese Patienten über die Organ- und Gewebespende beraten. Die Beratung umfasst insbeson-

 
Bedeutung einer abgegebenen Erklärung zur Organ- und Gewebespende und des Entscheidungs-

 

 
Erklärung zur Organ- und Gewebespende besteht. Die Beratung muss ergebnisoffen sein. Für die Be-

 

 
 

 

 

 

spendeausweise und den in den Sätzen 1 bis 3 genannten Anforderungen entsprechende mehrspra-
chige Aufklärungsunterlagen von der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung zur Verfü-
gung stehen.“ 

c) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 1a und 1b eingefügt: 

„(1a) Hausärzte sollen ihre Patienten regelmäßig darauf hinweisen, dass sie mit Vollendung des 16.
Lebensjahrs eine Erklärung zur Organ- und Gewebespende abgeben, ändern und widerrufen und mit
Vollendung des 14. Lebensjahrs einer Organ- und Gewebespende widersprechen können. Bei Bedarf

dere 

1. die Möglichkeiten der Organ- und Gewebespende, 

2. die Voraussetzungen für eine Organ- und Gewebeentnahme bei toten Spendern, einschließlich der

rechts der nächsten Angehörigen nach § 4 sowie 

3. die Bedeutung der Organ- und Gewebeübertragung im Hinblick auf den für kranke Menschen
möglichen Nutzen einer medizinischen Anwendung von Organen und Geweben einschließlich von 
aus Geweben hergestellten Arzneimitteln und 

4. die Möglichkeit eine Erklärung zur Organ- und Gewebespende im Register abzugeben. 

Dabei sollen die Hausärzte ausdrücklich darauf hinweisen, dass keine Verpflichtung zur Abgabe einer

ratung hat die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung den Arztpraxen geeignete Aufklärungs-
unterlagen auf der Grundlage des Absatzes 1 sowie Organspendeausweise zur Verfügung zu stellen. 

(1b) Im Rahmen einer ambulanten privatärztlichen Behandlung richtet sich der Vergütungsan-
spruch des Arztes für die Beratung über die Organ- und Gewebespende nach der Gebührenordnung für
Ärzte. Der Vergütungsanspruch besteht je Patient alle zwei Jahre. Solange in der Anlage der Gebüh-
renordnung für Ärzte (Gebührenverzeichnis für ärztliche Leistungen) keine eigenständige Leistung für
die Beratung über die Organ- und Gewebespende enthalten ist, kann diese Beratung entsprechend einer
nach Art, Kosten- und Zeitaufwand gleichwertigen Leistung des Gebührenverzeichnisses für ärztliche 
Leistungen mit der Maßgabe berechnet werden, dass mögliche Abrechnungsausschlüsse dieser gleich-
wertigen Leistungen gegenüber anderen Leistungen des Gebührenverzeichnisses für ärztliche Leistun-
gen nicht gelten.“ 

d) Der bisherige Absatz 1a wird Absatz 1c. 

e) Nach Absatz 1c wird folgender Absatz 1d eingefügt: 

„(1d) Die Aufklärungsunterlagen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung sowie ihre 
sonstigen Informationsangebote zur Organ- und Gewebespende werden alle vier Jahre wissenschaftlich 
evaluiert. Der Bericht ist unter Einbeziehung eines wissenschaftlichen Sachverständigen oder mehrerer
wissenschaftlicher Sachverständiger, die im Einvernehmen mit dem Bundestag bestellt werden, zu er-
stellen. Über die Ergebnisse der wissenschaftlichen Evaluationen berichtet die Bundesregierung jeweils
dem Deutschen Bundestag, erstmals im Jahr 2024.“ 

f) Dem Absatz 2 werden die folgenden Sätze angefügt: 

„Sind mehrere sich widersprechende Erklärungen abgegeben worden, gilt die zuletzt abgegebene Er-
klärung. Ist nicht festzustellen, welche Erklärung zuletzt abgegeben worden ist, ist der nächste Ange-
hörige zu befragen, ob ihm bekannt ist, welche Erklärung zuletzt abgegeben worden ist. Ist dies dem
nächsten Angehörigen nicht bekannt oder ist kein entscheidungsbefugter Angehöriger im Sinne des § 4 
Absatz 2 vorhanden, gilt diejenige Erklärung mit der geringsten Eingriffstiefe.“ 

g) Die Absätze 3 und 4 werden aufgehoben. 

h) Absatz 5 wird Absatz 3. 
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vollendet haben, können zu jeder Zeit in dem Register eine Erklärung zur Organ- und Gewebespende abge-
 

 
im Register gespeicherten Erklärungen zur Organ- und Gewebespende. Die im Register gespeicherten per-

 
 

 

 
Erklärungen zur Organ- und Gewebespende nach Absatz 5 festzulegen. Dabei ist sicherzustellen, dass so-

 
 

im Hinblick auf die Person, die eine Erklärung zur Organ- und Gewebespende abgibt, neben der Erklä-

 

 

 
 
 
 
 

3. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt:

„§ 2a 

Register für Erklärungen zur Organ- und Gewebespende; Verordnungsermächtigung 

(1) Das Deutsche Institut für Medizinische Dokumentation und Information richtet ein Register für
Erklärungen zur Organ- und Gewebespende ein und führt dieses Register. Personen, die das 16. Lebensjahr

ben, ändern oder widerrufen. Ein Widerspruch gegen die Organ- und Gewebespende kann im Register erst
mit Vollendung des 14. Lebensjahrs selbst erklärt werden. Das Deutsche Institut für Medizinischen Doku-
mentation und Information erteilt den berechtigten Personen nach Absatz 4 auf Anfrage Auskunft über die

sonenbezogenen Daten dürfen nur zum Zweck der Feststellung verwendet werden, ob bei derjenigen Person,
die die Erklärung abgegeben hat, eine Organ- oder Gewebeentnahme nach § 3 oder § 4 zulässig ist und nur
zu diesem Zweck nach Absatz 3 oder Absatz 4 übermittelt werden. 

(2) Das Deutsche Institut für Medizinische Dokumentation und Information hat im Benehmen mit
dem Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik sichere Authentifizierungsverfahren für die Ab-
gabe, Änderung und den Widerruf von Erklärungen zur Organ- und Gewebespende und für den Abruf von

wohl die Erklärung zur Organ- und Gewebespende, deren Änderung und Widerruf als auch deren Abruf
jederzeit online durch die Person, die die Erklärung zur Organ- und Gewebespende abgegeben hat, und durch
den Arzt oder Transplantationsbeauftragten, der von einem Krankenhaus dem Deutschen Institut für Medi-
zinische Dokumentation und Information als auskunftsberechtigt benannt wurde, erfolgen kann. Das Deut-
sche Institut für Medizinische Dokumentation und Information hat die erforderlichen räumlichen, techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen zu treffen, damit die im Register gespeicherten Daten gegen unbe-
fugtes Hinzufügen, Löschen oder Verändern geschützt sind und keine unbefugte Kenntnisnahme oder Wei-
tergabe erfolgen kann. 

(3) Das Deutsche Institut für Medizinische Dokumentation und Information darf folgende personen-
bezogene Daten erheben und speichern 

1.
rung selbst 

a) ihre Vornamen, Familiennamen, Geburtsname, Geburtsdatum und Geburtsort, Anschrift und
E-Mail-Adresse, 

b) die für den Zugriff auf das Register erforderlichen Kennungen und 

c) im Fall der Übertragung der Entscheidung über die Organ- und Gewebespende auf eine namentlich 
benannte Person mit deren Einwilligung deren Vornamen, Familiennamen, Geburtsdatum, An-
schrift, E-Mail-Adresse und Telefonnummer, 

2. im Hinblick auf den Arzt, der von einem Krankenhaus dem Deutschen Institut für Medizinische Doku-
mentation und Information als auskunftsberechtigt benannt wurde 

a) mit seiner Einwilligung seine Vornamen, Familiennamen, Namenszusätze, Geburtsdatum und
Kennnummer, 

b) Institutskennzeichen, E-Mail-Adresse und Kennnummer des Krankenhauses und 

c) Kennnummer des Eintrags. 

(4) Das Deutsche Institut für Medizinische Dokumentation und Information darf eine Auskunft aus
dem Register ausschließlich an die Person, die die Erklärung zur Organ- und Gewebespende abgegeben hat,
sowie an einen Arzt oder Transplantationsbeauftragten erteilen, der von einem Krankenhaus dem Deutschen
Institut für Medizinische Dokumentation und Information als auskunftsberechtigt benannt wurde und der
weder an der Entnahme noch an der Übertragung der Organe oder des Gewebes des möglichen Organ- oder
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den Arzt, der die Organ- oder Gewebeentnahme vornehmen oder unter dessen Verantwortung die Ge-

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
 
 

Gewebespenders beteiligt ist und auch nicht Weisungen eines Arztes untersteht, der an diesen Maßnahmen
beteiligt ist. Ein als auskunftsberechtigt benannter Arzt oder Transplantationsbeauftragter darf eine Auskunft
zu einem möglichen Organ- oder Gewebespender erst erfragen, wenn der Tod des möglichen Organ- oder
Gewebespenders gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 festgestellt worden ist. Zur Prüfung der Zulässigkeit
der Anfragen an das Register und der Auskünfte aus dem Register hat das Deutsche Institut für Medizinische
Dokumentation und Information die Auskünfte sowie deren Anlass und Zweck aufzuzeichnen. Die Auskunft
aus dem Register darf von dem als auskunftsberechtigen benannten Arzt oder Transplantationsbeauftragten
nur an die folgenden Personen weitergegeben werden: 

1.
webeentnahme nach § 3 Absatz 1 Satz 2 vorgenommen werden soll, und 

2. an die Person, die 

a) nach § 3 Absatz 3 Satz 1 über die beabsichtigte Organ- oder Gewebeentnahme zu unterrichten ist
oder 

b) nach § 4 über eine in Frage kommende Organ- oder Gewebeentnahme zu unterrichten ist. 

(5) Die Auskunft nach Absatz 4 Satz 1 kann in einem automatisierten Abrufverfahren übermittelt wer-
den. Das automatisierte Abrufverfahren darf nur eingerichtet werden, sofern die beteiligten Stellen die tech-
nischen und organisatorischen Maßnahmen getroffen haben, die nach den Artikeln 24, 25 und 32 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natür-
licher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom
22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung erforderlich sind. Die Ver-
antwortung für die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs trägt die Person, die die Erklärung zur Organ- und
Gewebespende im Register abgegeben hat, oder der Arzt, der von einem Krankenhaus dem Deutschen Insti-
tut für Medizinische Dokumentation und Information als auskunftsberechtigt benannt wurde. Das Deutsche
Institut für Medizinische Dokumentation und Information überprüft die Zulässigkeit der Abrufe durch ge-
eignete Stichprobenverfahren und im Übrigen nur, wenn dazu Anlass besteht. 

(6) Das Bundesministerium für Gesundheit kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates das Nähere insbesondere zu den Authentifizierungsverfahren sowie den Datensätzen nach Absatz 3
festlegen.“ 

In § 19 Absatz 3 Nummer 1 wird die Angabe „§ 2 Abs. 4“ durch die Angabe „§ 2a Absatz 4“ ersetzt.  4.

Artikel 2

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom
20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. März 2019
(BGBl. I S. 350) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 87 Absatz 2b wird folgender Satz angefügt: 

„Der Bewertungsausschuss beschließt spätestens bis zum ... [einfügen: Datum des letzten Tages des fünf-
zehnten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] eine Anpassung der im einheitlichen Bewertungs-
maßstab für ärztliche Leistungen aufgeführten Leistungen der hausärztlichen Versorgung zur Vergütung der
regelmäßigen zeitgebundenen ärztlichen Beratung nach § 2 Absatz 1a des Transplantationsgesetzes über die
Organ- und Gewebespende sowie über die Möglichkeit, eine Erklärung zur Organ- und Gewebespende im
Register nach § 2a des Transplantationsgesetzes abgeben, ändern und widerrufen zu können. Der Vergü-
tungsanspruch besteht je Patient alle zwei Jahre.“ 
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„Gegenstand der Schulung ist auch die Vermittlung von Grundwissen zur Organ- und Gewebespende einschließ-

 

 

 

 

 

 

2. § 87a Absatz 3 Satz 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 wird das Wort „und“ am Ende gestrichen. 

b) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

c) Folgende Nummer 7 wird angefügt: 

„7. die regelmäßige Beratung nach § 2 Absatz 1a des Transplantationsgesetzes“.

Artikel 3

Änderung der Approbationsordnung für Ärzte

In Anlage 15 der Approbationsordnung für Ärzte vom 27. Juni 2002 (BGBl. I S. 2405), die zuletzt durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581) geändert worden ist, wird nach dem vierten Spiegel-
strich folgender Wortlaut eingefügt: 

„– Entnahme und Übertragung von Organen und Gewebe, insbesondere die medizinischen, rechtlichen und
ethischen Voraussetzungen.“

Artikel 4

Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung

Dem § 19 Absatz 1 der Fahrerlaubnis-Verordnung vom 13. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1980), die zuletzt
durch Artikel 2 der Verordnung vom 11. März 2019 (BGBl. I S. 218) geändert worden ist, wird folgender Satz
angefügt:  

lich der Möglichkeiten, die Entscheidung über die persönliche Spendenbereitschaft zu dokumentieren.“ 

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ... [einsetzen: Datum des ersten Tages des zwölften auf die Verkündung folgenden
Kalendermonats] in Kraft. 

Berlin, den 25. Juni 2019

Annalena Baerbock 
Karin Maag 
Hilde Mattheis 
Katja Kipping 
Otto Fricke 
Dr. Kirsten Kappert-Gonther
Stephan Pilsinger 
Dr. Heribert Hirte 

Ulla Schmidt (Aachen) 
Kathrin Vogler 
Christine Aschenberg-Dugnus
Grigorios Aggelidis 
Renata Alt 
Norbert Maria Altenkamp 
Luise Amtsberg 
Kerstin Andreae 
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Lisa Badum 
Heike Baehrens 
Thomas Bareiß 
Dr. Matthias Bartke 
Nicole Bauer 
Margarete Bause 
Dr. Danyal Bayaz 
Jens Beeck 
Nicola Beer 
Steffen Bilger 
Peter Bleser 
Michael Brand (Fulda) 
Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar)
Agnieszka Brugger 
Christine Buchholz 
Dr. Marco Buschmann 
Dr. Anna Christmann 
Ekin Deligöz 
Esther Dilcher 
Katja Dörner 
Marie-Luise Dött 
Michael Donth 
Katharina Dröge 
Hartmut Ebbing 
Harald Ebner 
Enak Ferlemann 
Susann Ferschl 
Dr. Maria Flachsbarth 
Daniel Föst 
Dagmar Freitag 
Sigmar Gabriel 
Matthias Gastel 
Dr. Thomas Gebhart 
Kai Gehring 
Stefan Gelbhaar 
Katrin Göring-Eckardt 
Kerstin Griese 
Ursula Groden-Kranich 
Hermann Gröhe 
Michael Groß 
Monika Grütters 
Erhard Grundl 
Christian Haase 
Heike Hänsel 
Sebastian Hartmann 
Britta Haßelmann 
Frank Heinrich (Chemnitz) 
Rudolf Henke 
Michael Hennrich 
Markus Herbrand 
Torsten Herbst 
Katja Hessel 
Ansgar Heveling 
Dr. Gero Clemens Hocker 
Dr. Eva Högl 

Dr. Bettina Hoffmann 
Dr. Christoph Hoffmann 
Dr. Anton Hofreiter 
Ottmar von Holtz 
Reinhard Houben 
Ulla Ihnen 
Olaf in der Beek 
Ulla Jelpke 
Gyde Jensen 
Dr. Christian Jung 
Ralf Kapschack 
Volker Kauder 
Uwe Kekeritz 
Dr. Achim Kessler 
Katja Keul 
Sven-Christian Kindler 
Dr. Georg Kippels 
Arno Klare 
Volkmar Klein 
Maria Klein-Schmeink 
Dr. Marcel Klinge 
Daniela Kluckert 
Pascal Kober 
Jens Koeppen 
Sylvia Kotting-Uhl 
Alexander Krauß 
Oliver Krischer 
Wolfgang Kubicki 
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast 
Michael Kuffer 
Rüdiger Kruse 
Dr. Silke Launert 
Sven Lehmann 
Sabine Leidig 
Dr. Ursula von der Leyen 
Antje Lezius 
Christian Lindner 
Dr. Tobias Lindner 
Dr. Astrid Mannes 
Christoph Matschie 
Stephan Mayer (Altötting) 
Dr. Michael Meister 
Dr. Matthias Miersch 
Dr. Irene Mihalic 
Cornelia Möhring 
Claudia Moll 
Marlene Mortler 
Niema Movassat 
Norbert Müller (Potsdam) 
Alexander Müller 
Axel Müller 
Claudia Müller 
Beate Müller-Gemmeke 
Dietmar Nietan 
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Michaela Noll 
Dr. Konstantin von Notz 
Cem Özdemir 
Mahmut Özdemir (Duisburg)
Friedrich Ostendorff 
Sylvia Pantel 
Martin Patzelt 
Lisa Paus 
Thomas Rachel 
Bernd Reuther 
Lothar Riebsamen 
Josef Rief 
René Röspel 
Tabea Rößner 
Dr. Martin Rosemann 
Claudia Roth (Augsburg) 
Dr. Manuela Rottmann 
Erwin Rüddel 
Corinna Rüffer 
Bernd Rützel 
Sarah Ryglewski 
Dr. h. c. Thomas Sattelberger
Frank Schäffler 
Udo Schiefner 
Dr. Wieland Schinnenburg 
Christian Schmidt (Fürth) 
Dr. Frithjof Schmidt 
Stefan Schmidt 
Patrick Schnieder 
Eva-Maria Schreiber 
Ursula Schulte 
Jimmy Schulz 
Martin Schulz 
Kordula Schulz-Asche 

Uwe Schummer 
Torsten Schweiger 
Matthias Seestern-Pauly 
Judith Skudelny 
Martina Stamm-Fibich 
Mathias Stein 
Stephan Stracke 
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
Friedrich Straetmanns 
Benjamin Strasser 
Max Straubinger 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn 
Margit Stumpp 
Dr. Hermann-Josef Tebroke 
Stephan Thomae 
Dr. Dietlind Tiemann 
Antje Tillmann 
Manfred Todtenhausen 
Jürgen Trittin 
Dr. Andrew Ullmann 
Gerald Ullrich 
Oswin Veith 
Dr. Julia Verlinden 
Johannes Vogel (Olpe) 
Dr. Johann David Wadephul 
Andreas Wagner 
Beate Walter-Rosenheimer 
Nina Warken 
Peter Weiß (Emmendingen) 
Ingo Wellenreuther 
Nicole Westig 
Annette Widmann-Mauz 
Gerhard Zickenheiner 
Dr. Matthias Zimmer 
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und Verhalten der Allgemeinbevölkerung zur Organ- und Gewebespende 2018“ der Bundeszentrale für gesund-
 

 
 
 

Gewebespende und dem dokumentierten Willen zur Organ- und Gewebespende verringert werden. Die Entschei-

 

 
 

 

 

 

 

Bürgerinnen und Bürger eigenständig eine Erklärung zur Organ- und Gewebespende abgeben können. Die Ab-
 
 

Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Eine Organtransplantation ist für viele schwerkranke Menschen die einzige Möglichkeit auf Lebensrettung oder
Linderung eines schweren Leidens. In Deutschland haben im Jahr 2018 erstmals seit vielen Jahren wieder mehr
Menschen nach dem Tod ihre Organe gespendet. Das ist eine gute Entwicklung. Dennoch sterben weiterhin zu
viele Menschen, die auf der Warteliste für eine Organtransplantation stehen, weil für sie kein Spenderorgan zur
Verfügung steht. Die Anzahl von Organspenderinnen und Organspendern reicht nach wie vor bei Weitem nicht
aus, um den Bedarf an Spenderorganen zu decken. Bei allen Maßnahmen zur Erhöhung der Organspenden nach
dem Tod, muss diese als eine bewusste und freiwillige Entscheidung beibehalten werden, die nicht durch den
Staat erzwungen werden darf. Denn die Selbstbestimmung über den eigenen Körper ist ein zentrales Element
menschlicher Würde. 

Die Verbesserung der Erkennung und Meldung von Organspendern kann wesentlich dazu beitragen, die Anzahl
der Organspenderinnen und Organspender zu erhöhen. Mit den im Zweiten Gesetz zur Änderung des Transplan-
tationsgesetzes – Verbesserung der Zusammenarbeit und der Strukturen bei der Organspende vom 22. März 2019
(BGBl. I S. 352) enthaltenen Änderungen des Transplantationsgesetzes wurden die hierfür notwendigen struktu-
rellen und finanziellen Voraussetzungen in den Entnahmekrankenhäusern geschaffen.  

Darüber hinaus ist es von erheblicher Bedeutung, bei möglichst vielen Menschen die Bereitschaft zur Organ- und
Gewebespende und deren Dokumentation zu stärken. Nach einer Repräsentativbefragung „Einstellung, Wissen

heitliche Aufklärung stehen rund 84 Prozent der Menschen in Deutschland einer Organ- und Gewebespende eher
positiv gegenüber. Diese Zahl war noch nie so hoch, dennoch liegt der Anteil der Menschen, die einen Organ-
spendeausweis besitzen, derzeit nur bei 36 Prozent. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es daher eine stets widerrufbare Entscheidung klar zu registrieren, verbindliche Infor-
mation und bessere Aufklärung zu gewährleisten und die regelmäßige Auseinandersetzung mit der Thematik zu
fördern. Mit den vorgeschlagenen Regelungen zur Stärkung der Bereitschaft zur Organ- und Gewebespende soll
die bestehende Differenz zwischen der grundsätzlich eher positiven Einstellung der Menschen zur Organ- und

dungsfreiheit und das Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen bleiben unberührt. Etablierte Informationsquellen 
sowie Möglichkeiten der Dokumentation der Entscheidung bleiben erhalten. Informationen und/oder Beratungen
werden durch die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, Krankenkassen, Ärztinnen und Ärzte, Aus-
weisstellen und Ausländerbehörden zur Verfügung gestellt. Die Entscheidung zur Bereitschaft der Organspende
kann wie bisher unter anderem auf einem Organspendeausweis, in einer Patientenverfügung und zukünftig auch
online in einem Register dokumentiert werden. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Wesentliche Inhalte des Entwurfs sind:

1. Register für Erklärungen zur Organ- und Gewebespende

Den Bürgerinnen und Bürgern soll es möglich sein, ihre Entscheidung möglichst einfach zu dokumentieren und
jederzeit zu ändern und zu widerrufen. Hierzu wird ein bundesweites Online-Register eingerichtet, in dem die 

gabe einer Erklärung zur Organ- und Gewebespende soll auch direkt vor Ort bei den für die Ausstellung und die
Ausgabe von Ausweisen zuständigen Stellen des Bundes und der Länder (Ausweisstellen) möglich sein. Dies gilt
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Entscheidung zur Organ- und Gewebespende abzugeben, machen eine entsprechende Aufklärung der Bevölke-
rung erforderlich. Dabei muss auch darüber aufgeklärt werden, dass eine Entscheidung zur Organ- und Gewebe-

 
auch im Hinblick auf die Einbeziehung der Hausärztinnen und Hausärzte in die Beratung zur Organ- und Gewe-

 

 
 

formations- und Beratungsmöglichkeiten sowie die Möglichkeit sich vor Ort oder später in das Register einzutra-

 

 

 

 
 
 
 
 

Regelmäßige Evaluationspflicht der Aufklärungsunterlagen zur Organ- und Gewebespende und Be-

rung zur Organ- und Gewebespende werden zukünftig alle vier Jahre wissenschaftlich evaluiert. Die einzubezie-

 

 
 

nicht für die Passstellen der deutschen Auslandsvertretungen. Der Gesetzentwurf sieht daher die verpflichtende
Einrichtung eines Registers beim Deutschen Institut für Medizinische Dokumentation und Information (DIMDI)
vor, in dem die Erklärungen zur Organ- oder Gewebespende gespeichert werden können und das berechtigten
Personen Auskunft über mögliche Organ- und Gewebespender erteilen kann. Sowohl im Hinblick darauf, dass
eine Erklärung jederzeit widerrufen oder geändert werden kann als auch im Hinblick darauf, dass den als aus-
kunftsberechtigt benannten Ärztinnen und Ärzten im gegebenen Fall eine sofortige Abfrage aus dem Register
möglich sein muss, ist eine 24 Stunden/7 Tage Verfügbarkeit des Registers erforderlich. 

2. Aufklärung und Information der Bevölkerung 

Die Einrichtung des Registers und die daraus resultierende Möglichkeit für die Bürgerinnen und Bürger, dort ihre 

spende auch vor Ort in den Ausweisstellen möglich ist. Um dies sicherstellen zu können, müssen die Aufklä-
rungsuntererlagen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung entsprechend erweitert werden. Dies gilt

bespende. Auf diese Beratungsmöglichkeit sowie auf sonstige Beratungsmöglichkeiten, wie zum Beispiel das
Infotelefon Organspende, das gemeinsam von der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung und der Koor-
dinierungsstelle nach § 11 des Transplantationsgesetzes betrieben wird, ist in den Aufklärungsunterlagen aus-
drücklich hinzuweisen. 

Bislang haben Bund und Länder sicherzustellen, dass den Ausweisstellen Organspendeausweise zusammen mit
geeigneten Aufklärungsunterlagen zur Verfügung stehen und dass diese bei der Ausgabe der Ausweisdokumente
dem Empfänger ausgehändigt werden. Zukünftig müssen dabei die an die neue Rechtslage angepassten Aufklä-
rungsunterlagen ausgehändigt und bei elektronischer Antragstellung den Bürgerinnen und Bürgern mit den Or-
ganspendeausweisen übermittelt werden. Bei der Aushändigung der Aufklärungsunterlagen wird auf weitere In-

gen, hingewiesen. Eine Beratung zur Organ- und Gewebespende durch die Ausweisstellen erfolgt nicht. 

Auch mehrsprachige Organspendeausweise und Aufklärungsunterlagen der Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung sollen, insbesondere in den Ausländerbehörden, zur Verfügung stehen. 

3. Beratung über Organ- und Gewebespende durch Hausärztinnen und Hausärzte

Der Gesetzentwurf sieht ferner vor, dass die Hausärztinnen und Hausärzte ihre Patientinnen und Patienten bei
Bedarf aktiv alle zwei Jahre über die Organ- und Gewebespende beraten und sie zur Eintragung in das Online-
Register ermutigen. Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung hat die Arztpraxen hierzu mit geeigneten
Aufklärungsunterlagen auszustatten. Die Beratung hat ergebnisoffen zu erfolgen; die Ärztinnen und Ärzte sollen
ihre Patientinnen und Patienten zudem darauf hinzuweisen, dass keine gesetzliche Verpflichtung besteht, sich
über ihre Bereitschaft zur Organ- und Gewebespende zu erklären. Die Hausärztinnen und Hausärzte können die
Beratung zur Organ- und Gewebespende extrabudgetär alle zwei Jahre abrechnen. Dazu sieht der Gesetzentwurf
entsprechende Regelungen im Fünften Buch Sozialgesetzbuch und in der Gebührenordnung für Ärzte vor. 

4.
richtspflicht gegenüber dem Deutschen Bundestag 

Die Aufklärungsunterlagen sowie sonstige Informationsangebote der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-

henden Sachverständigen werden mit Zustimmung des Bundestags bestellt. Die Ergebnisse der Evaluationen wer-
den dem Deutschen Bundestag jeweils nach Abschluss von der Bundesregierung in einem Bericht vorgelegt. 

5. Mehr Verständnis des ärztlichen Nachwuchses für die Organ- und Gewebespende

Auch in der ärztlichen Ausbildung soll die Organ- und Gewebespende verstärkt thematisiert werden, um das
Verständnis des ärztlichen Nachwuchses für dieses Thema zu verbessern. Sie soll daher Bestandteil des Zweiten
Abschnitts der Ärztlichen Prüfung werden. Dies wird durch Änderung der Approbationsordnung für Ärzte ge-
währleistet. 
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Um insbesondere junge Menschen frühzeitig über das Thema Organ- und Gewebespende aufzuklären, soll Grund-
wissen zur Organ- und Gewebespende einschließlich der Möglichkeiten, die eigene Entscheidung zu dokumen-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Pflicht zur Einrichtung eines Registers, in dem Erklärungen zur Organ- oder Gewebespende gespeichert wer-
 

 
 

 

 

6. Stärkung der Aufklärung über Organspende bei Erwerb der Fahrerlaubnis

tieren, zukünftig verpflichtender Teil der Erste-Hilfe-Schulungen im Vorfeld des Fahrerlaubnis-Erwerbs werden.
Dafür wird die Fahrerlaubnis-Verordnung entsprechend geändert. 

III. Alternativen

Keine.

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus der konkurrierenden Gesetzgebung im Bereich des
Transplantationsrechts gemäß Artikel 74 Absatz 1 Nummer 26 des Grundgesetzes (GG). 

Für die sozialversicherungsrechtlichen Regelungen (Artikel 2) folgt die Gesetzgebungskompetenz des Bundes
aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 GG (Sozialversicherung einschließlich der Arbeitslosenversicherung). 

Für die Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung folgt die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 74
Absatz 1 Nummer 22 GG (Straßenverkehr und Kraftfahrtwesen). 

Eine bundeseinheitliche Regelung im Sinne des Artikel 72 Absatz 2 GG ist im gesamtstaatlichen Interesse zur
Wahrung der Rechtseinheit erforderlich. Nur mit einer bundeseinheitlichen Regelung kann sichergestellt werden, 
dass die mit der Stärkung der Entscheidungsbereitschaft aller in Deutschland lebenden Menschen verfolgten Ziele 
erreicht werden. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und mit den völkerrechtlichen Verträgen, die die
Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 

VI. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

den können, führt sowohl für diejenigen, die eine Erklärung zur Organ- und Gewebespende abgeben möchten als
auch für die Ärzte und Krankenhäuser zu einer Rechtsvereinfachung. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Mit dem Gesetzentwurf sollen die Voraussetzungen für eine Verbesserung der Zahlen von Organspenden in
Deutschland geschaffen werden, um den Menschen zu helfen, die auf ein lebensrettendes Spenderorgan warten.
Damit wird gleichzeitig dem 3. Prinzip der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und dem mit den Nachhaltig-
keitsindikatoren 3.1.a und 3.1.b verfolgten Ziel einer Reduzierung der vorzeitigen Sterblichkeit Rechnung getra-
gen. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Für Bund, Länder und Gemeinden entstehen durch dieses Gesetz keine Haushaltsausgaben. 

Aktuell sind die Auswirkungen auf die Ausgabenstruktur der gesetzlichen Krankenkassen durch die vorgesehene
Beratung der Hausärztinnen und Hausärzte über die Organ- und Gewebespende nicht quantifizierbar. Die private 
Krankenversicherungswirtschaft soll an der Finanzierung des Gesetzesvorhabens anteilig beteiligt werden. 
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schen Voraussetzungen für die Vor-Ort-Abgabe einer Erklärung zur Organ- und Gewebespende in den Ausweis-

 

 

 

 

 

 
 

4. Erfüllungsaufwand

Bürgerinnen und Bürgern sowie der Wirtschaft entsteht voraussichtlich kein Erfüllungsaufwand. 

Der Verwaltung entsteht durch dieses Gesetz zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

Dem Bund entsteht ein Erfüllungsaufwand durch die Errichtung und Führung eines Registers für Erklärungen zur 
Organ- und Gewebespende. Infolge der gesetzlichen Zuweisung der Aufgaben eines solchen Registers an das 
DIMDI ist dort mit einem höheren Sach-, Investitions- und Personalkostenbedarf zu rechnen, der sich nach ersten 
groben Schätzungen voraussichtlich wie folgt bemisst: 

Dem Bund entstehen durch die Einrichtung und den Betrieb eines Registers, in dem Erklärungen zur Organ- und 
Gewebespende gespeichert werden können, beim Deutschen Institut für Medizinische Dokumentation und Infor-
mation einmalige Investitions-, Sach- und Personalkosten in den ersten 18 Monaten in Höhe von – grob geschätzt 
– 5,2 Millionen Euro. Die Sach- und Personalkosten betragen danach jährlich – grob geschätzt – 1,5 Millionen 
Euro. Je nach Ausgestaltung des Registers entstehen weitere Kosten, die derzeit nicht abgeschätzt werden können. 
Diese Mittel sind dem Deutschen Institut für Medizinische Dokumentation und Information zusätzlich zur Ver-
fügung zu stellen. 

Für die Aufklärung und Information der Bevölkerung über die Ausweisstellen werden keine nennenswerten zu-
sätzlichen Kosten erwartet. So ist gemäß § 2 Absatz 1 Satz 4 des Transplantationsgesetzes bereits vorgesehen, 
dass die Ausweisstellen bei der Ausgabe der Ausweisdokumente dem Empfänger des Ausweisdokuments einen 
Organspendeausweis zusammen mit geeigneten Aufklärungsunterlagen aushändigen. 

Aktuell nicht quantifizierbar sind die Kosten für die Verpflichtung zur Einrichtung und Unterhaltung der techni-

stellen. 

Die Mehrkosten für die Anpassung und Ergänzung der Aufklärungsmaterialien durch die Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung sind derzeit nicht bezifferbar; diese Mittel sind der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung zusätzlich zur Verfügung zu stellen.  

Dem Bewertungsausschuss (Spitzenverband Bund der Krankenkassen und Kassenärztliche Bundesvereinigung) 
entsteht ein einmaliger Erfüllungsaufwand durch die Beschlussfassung über die Anpassung des einheitlichen Be-
wertungsmaßstabs für ärztliche Leistungen hinsichtlich der Bewertung und Vergütung der von den Hausärztinnen 
und Hausärzte einmal im Jahr für jede Patientin oder jeden Patienten abrechnungsfähigen Beratung zur Organ- 
und Gewebespende in Höhe von rund 13 000 Euro. 

Beim Bund (Bundeministerium für Gesundheit) entsteht durch die Prüfung dieses Beschlusses ein einmaliger 
geringer Erfüllungsaufwand. 

Den gesetzlichen Krankenkassen und den Kassenärztlichen Vereinigungen entsteht ein geringer nicht quantifi-
zierbarer Verwaltungsaufwand durch die Prüfung der erbrachten Beratungen zur Organ- und Gewebespende im 
Hinblick auf die ordnungsgemäße Abrechnung der vertragsärztlichen Mehrleistungen 

5. Weitere Kosten

Keine.

VII. Weitere Gesetzesfolgen

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung sind nicht zu erwarten, da keine Regelungen getroffen
werden, die sich spezifisch auf die Lebenssituation von Frauen und Männern auswirken. 

VIII. Demografie

Das Ziel des Gesetzentwurfs, die Zahlen von Organspenden in Deutschland nachhaltig zu erhöhen, berücksichtigt
die gesamtgesellschaftliche Herausforderung durch den demografischen Wandel. Es ist zu erwarten, dass mit dem
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kunft berechtigten Ärzte durch eine Abfrage klären können, ob eine Organ- oder Gewebeentnahme bei der betref-

ten ist aufzuklären. Die Aufklärungsunterlagen zur Organ- und Gewebespende sind daher entsprechend zu ergän-

über die Organ- und Gewebespende informiert werden. In den Ausländerbehörden werden mehrsprachige Infor-
mationsmaterialien zur Verfügung gestellt. Eine Beratung zur Organ- und Gewebespende durch die Ausweisstel-

steigenden Lebensalter der Bevölkerung auch immer mehr Menschen auf die Wartelisten für ein postmortal ge-
spendetes Organ aufgenommen werden, weil sie wegen einer lebensbedrohlichen Erkrankung ein Organ benöti-
gen. 

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung des Transplantationsgesetzes)

Zu Nummer 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Einfügung des neuen § 2a.

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa

 

 

 

Da die Bürgerinnen und Bürger dazu ermutigt werden sollen, eine Erklärung zur Organ- und Gewebespende in 
dem beim DIMDI einzurichtenden Register abzugeben, müssen sie auch über die damit verbunden Rechtsfolgen 
aufgeklärt werden. Ihnen muss bewusst sein, dass ihre Erklärungen dort gespeichert werden, damit die zur Aus-

fenden Person nach § 3 oder § 4 zulässig ist. Sie sind auch darüber aufzuklären, dass sie eine abgegebene Erklä-
rung jederzeit ändern und widerrufen können. Damit die Bürgerinnen und Bürger eine informierte Entscheidung 
treffen können, bestehen verschiedene Beratungsmöglichkeiten. Zum einen sollen zukünftig die Hausärzte über 
die Organ- und Gewebespende beraten; daneben besteht das gemeinsam von Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung und der Koordinierungsstelle betriebene Infotelefon Organspende. Über diese Beratungsmöglichkei-

zen. 

 

 

 
 

Zu Doppelbuchstabe bb

Bislang haben Bund und Länder sicherzustellen, dass den Ausweisstellen Organspendeaus-weise zusammen mit 
geeigneten Aufklärungsunterlagen zur Verfügung stehen und dass diese bei der Ausgabe der Ausweisdokumente 
dem Empfänger ausgehändigt werden. Zukünftig müssen dabei die an die neue Rechtslage angepassten Aufklä-
rungsunterlagen ausgehändigt und bei elektronischer Antragstellung den Bürgerinnen und Bürgern mit den Or-
ganspendeausweisen übermittelt werden. Zudem haben sie die Bürgerinnen und Bürger auf weitere Informations- 
und Beratungsmöglichkeiten sowie die Möglichkeit sich vor Ort oder später in das Register einzutragen, hinzu-
weisen. Damit soll gewährleistet werden, dass möglichst alle in Deutschland lebenden Menschen angemessen 

len erfolgt nicht.  

Um die Bürgerinnen und Bürger regelmäßig auf das Thema Organ- und Gewebespende aufmerksam zu machen 
und mehr Menschen als bisher zu erreichen, sollen sie nicht nur bei Beantragung oder persönlichen Abholung 
eines Ausweises, sondern auch bei der Verlängerung ihres Ausweises von den Ausweisstellen entsprechende 
Aufklärungsunterlagen erhalten. Dies gilt nicht nur bei der Beantragung, persönlicher Abholung oder Verlänge-
rung von Ausweisen, sondern auch bei der Beantragung, persönlicher Abholung oder Verlängerung von Pässen 
oder Passersatzpapieren sowie von eID-Karten. Satz 6 berücksichtigt den Fall, dass Dokumente auch elektronisch 
beantragt werden können. In diesen Fällen sind die Aufklärungsunterlagen den Antragstellern zu übermitteln. 
Dies kann auch in elektronischer Form erfolgen. Damit Erklärungen zur Organ- und Gewebespende vor Ort in 
den Ausweisstellen abgegeben werden können, müssen dort nach Satz 7 die entsprechenden technischen Voraus-
setzungen geschaffen werden. Satz 8 stellt klar, dass die Verpflichtung nach Satz 7 nicht für die Passstellen der 
deutschen Auslandsvertretungen gilt. 

Zu Buchstabe c

Mit dem neu eingefügten Absatz 1a sollen Hausärzte ihre Patienten regelmäßig darauf hinweisen, dass sie mit
Vollendung des 16. Lebensjahrs eine Erklärung zur Organ- und Gewebespende abgeben, ändern und widerrufen
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der Patientinnen und Patienten sollen sie diese auch über die Organ- und Gewebespende beraten. Mit der Rege-

bei den Patienten ein hohes Vertrauen und sind auch beim Thema Organ- und Gewebespende wichtige Ansprech-

auszustatten. Auf der Grundlage dieser Unterlagen soll die Beratung die Möglichkeiten der Organ- und Gewebe-

Mit der Regelung in Absatz 1b Satz 1 wird klargestellt, dass Ärzten für die Beratung zur Organ- und Gewebe-

Leistung entsprechend einer nach Art, Kosten- und Zeitaufwand gleichwertigen Leistung des Gebührenverzeich-

lichen Zeitaufwandes im Regelfall als nach Art, Kosten- und Zeitaufwand gleichwertige Leistung des Gebühren-

Die Beratung zur Organ- und Gewebespende ist nach Satz 2 entsprechend der in der gesetzlichen Krankenversi-

Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger angepasste Information über die Möglichkeiten der Organ- und Gewe-

und mit Vollendung des 14. Lebensjahrs einer Organ- und Gewebespende widersprechen können. Auf Wunsch 

lung wird berücksichtigt, dass den Hausärzten bei der Information zum Thema Organspende eine Schlüsselrolle 
zukommt. Wie eine aktuelle Erhebung der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung zeigt, genießen diese 

personen. 

So gibt etwa jeder Vierte in dieser Befragung an, mit seinen Ärzten über das Thema sprechen zu wollen. Die 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung hat die Arztpraxen daher mit geeigneten Aufklärungsunterlagen 

spende, die Voraussetzungen der Organ- und Gewebeentnahme bei toten Spendern einschließlich der Bedeutung 
einer abgegebenen Erklärung zur Organ- und Gewebespende und des Entscheidungsrechts der Angehörigen nach 
§ 4 umfassen. Die Beratung muss ergebnisoffen sein. Um dies und eine informierte Entscheidung zu gewährleis-
ten, haben die Ärzte ihre Patienten darauf hinzuweisen, dass eine Pflicht zur Abgabe einer Erklärung zur Organ- 
und Gewebespende nicht besteht. 

spende nach Absatz 1a im Rahmen einer ambulanten privatärztlichen Behandlung ein Vergütungsanspruch nach 
der Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) zusteht. Da in der Anlage zur GOÄ (Gebührenverzeichnis für ärztliche 
Leistungen) noch keine spezifische Leistung für diese Beratung enthalten ist, regelt Satz 2, dass bis zu einer ent-
sprechenden Ergänzung des Gebührenverzeichnisses für ärztliche Leistungen die in § 6 Absatz 2 GOÄ vorgese-
hene Möglichkeit besteht, eine noch nicht in das Gebührenverzeichnis aufgenommene selbstständige ärztliche 

nisses für ärztliche Leistungen zu berechnen. Infrage kommt hierfür aufgrund des anzunehmenden durchschnitt-

verzeichnisses für ärztliche Leistungen die Leistung nach Nummer 3 (eingehende, das gewöhnliche Maß über-
steigende Beratung mit einer Dauer von mindestens 10 Minuten). 

cherung vorgesehenen Leistung (vgl. Artikel 2 Nummer 2) auch im Rahmen der ambulanten privatärztlichen Be-
handlung alle zwei Jahre berechnungsfähig. 

Die Berechnung der Beratung zur Organ- und Gewebespende soll zusätzlich neben anderen Leistungen der GOÄ 
möglich sein. Deshalb wird mit Satz 2 auch vorgegeben, dass bei der Berechnung entsprechend einer nach Art, 
Kosten- und Zeitaufwand gleichwertigen Leistung des Gebührenverzeichnisses für ärztliche Leistungen etwaige 
Abrechnungsausschlüsse dieser Leistungen gegenüber anderen Leistungen des Gebührenverzeichnisses für ärzt-
liche Leistungen nicht gelten. 

 

 

 

 

Zu Buchstabe d

Die Änderung ist eine Folgeänderung zur Einfügung der neuen Absätze 1a und 1b.

Zu Buchstabe e

Die Aufklärungsunterlagen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung sollen alle vier Jahre wissen-
schaftlich evaluiert werden. Auf diese Weise soll eine zielgruppenspezifische, adressatengerechte und an den 

bespende gewährleistet werden. Die Ergebnisse der Evaluationen werden dem Deutschen Bundestag regelmäßig 
durch die Bundesregierung in einem Bericht vorgelegt, erstmals im Jahr 2024. 

Zu Buchstabe f

Erklärungen zur Organ- und Gewebespende können außer im Register nach § 2a auch im Organspendeausweis, 
auf der elektronischen Gesundheitskarte oder in einer Patientenverfügung dokumentiert werden. Damit wird be-
rücksichtigt, dass nicht jeder über die Möglichkeit verfügt, sich jederzeit elektronisch an das Register zu wenden 
und letztlich jeder selbst entscheiden können muss, auf welchem Weg er sich zur Organ- und Gewebespende 
äußern möchte. Für den Fall, dass mehrere Erklärungen abgegeben worden sind, die sich widersprechen, sieht die 
neue Regelung vor, dass die zuletzt abgegebene Erklärung gilt. Ist nicht festzustellen, welche Erklärung zuletzt 
abgegeben worden ist, ist der nächste Angehörige zu befragen, ob ihm bekannt ist, welche Erklärung zuletzt ab-
gegeben worden ist. Sofern dies dem nächsten Angehörigen nicht bekannt ist oder kein entscheidungsbefugter 

juris Lex QS
28042024 ()



Drucksache 19/11087 – 18 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode

 

 

 
 
 
 

Organ- oder Gewebespende gespeichert werden können. Über diese Erklärungen erteilt das DIMDI den berech-
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 

sichere Authentifizierungsverfahren für die eigenständige Eintragung von Erklärungen zur Organ- und Gewebe-
 

 

 

 
 

 
 
 
 

Angehöriger nach § 4 Absatz 2 des Transplantationsgesetzes (TPG) existiert, gilt diejenige Erklärung, die die
geringste Eingriffstiefe aufweist. Das ist regelmäßig die Erklärung, auf der die Spendenbereitschaft weniger weit-
reichend ist. 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

Zu Buchstabe g

Die Änderung ist eine Folgeänderung zur Einfügung des neuen § 2a.

Zu Buchstabe h

Die Änderung ist eine Folgeänderung zur Einfügung des neuen § 2a.

Zu Nummer 3

Zu Absatz 1 

Den Bürgerinnen und Bürgern soll es möglich sein, ihre Erklärungen zur Organ- und Gewebespende jederzeit
möglichst einfach abzugeben, zu ändern und zu widerrufen. Ärzten soll es im Fall einer möglichen Organspen-
desituation erleichtert werden, festzustellen, ob eine Erklärung des möglichen Spenders vorliegt. Hierzu wird nach
Absatz 1 ein bundesweites Online-Register eingerichtet, in dem die Bürgerinnen und Bürger zu jeder Zeit und
eigenständig ihre Erklärungen abgeben können. Der Gesetzentwurf sieht daher die verpflichtende Einrichtung
eines Registers für Erklärungen zur Organ- und Gewebespende beim DIMDI vor, in dem die Erklärungen zur

tigten Personen Auskunft. Sowohl im Hinblick darauf, dass eine Erklärung jederzeit widerrufen oder geändert
werden kann als auch darauf, dass den als auskunftsberechtigt benannten Ärzten im gegebenen Fall eine sofortige
Abfrage aus dem Register möglich sein muss, ist eine 24 Stunden/7 Tage Verfügbarkeit des Registers sicherzu-
stellen. Satz 5 regelt die datenschutzrechtliche Anforderung, dass die gespeicherten personenbezogenen Daten
nur zum Zweck der Feststellung verwendet werden dürfen, ob bei der Person, die die Erklärung abgegeben hatte,
eine Organ- oder Gewebeentnahme nach § 3 oder § 4 zulässig ist und nur zu diesem Zweck übermittelt werden
dürfen. 

Zu Absatz 2

Sowohl im Hinblick auf die Abgabe einer Erklärung zur Organ- und Gewebespende als auch im Hinblick auf die
Auskunft an den Arzt, der von einem Krankenhaus als auskunftsberechtigt benannt wurde, sind aus Gründen des
Datenschutzes sichere Authentifizierungsverfahren erforderlich. Um möglichst allen Bürgerinnen und Bürgern
den Zugriff auf das Register zu erlauben (zum Beispiel PKV-Versicherte ohne elektronische Gesundheitskarte,
Bürgerinnen und Bürger ohne Smartphone oder Personalausweis mit Online-Ausweisfunktion) müssen darüber
hinaus die dafür erforderlichen Authentifizierungsverfahren zur Verfügung gestellt werden. Daher wird das
DIMDI durch Satz 1 verpflichtet, im Benehmen mit dem Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik

spende und für den Abruf von Erklärungen zur Organ- und Gewebespende nach Absatz 5 festzulegen. Es hat
darüber hinaus nach Satz 3 die erforderlichen räumlichen, technischen und organisatorischen Maßnahmen zu tref-
fen, damit die im Register gespeicherten Daten gegen unbefugtes Hinzufügen, Löschen oder Verändern geschützt
sind und keine unbefugte Kenntnisnahme oder Weitergabe erfolgen kann. 

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthält die Rechtsgrundlage für das Erheben und die Speicherung der personenbezogenen Daten durch
das DIMDI. Nummer 1 regelt die Angaben, die das DIMDI von der Person, die eine Erklärung im Register abge-
geben hat, erheben und speichern darf. Für den Fall, dass die Entscheidung über die Organ- und Gewebespende
auf eine namentlich benannte Person übertragen worden ist, ist mit deren Einwilligung auch die Erhebung und
Speicherung ihrer personenbezogenen Daten erfasst. Nummer 2 regelt, welche Daten im Hinblick auf den aus-
kunftsberechtigen Arzt und das ihn benennende Krankenhaus zu erheben und zu speichern sind. 

Zu Absatz 4

Absatz 4 legt fest, an welche Personen Auskunft aus dem Register erteilt werden darf. Die Vorschrift entspricht
dem bisherigen § 2 Absatz 4. Danach darf Auskunft aus dem Register ausschließlich an die Person erteilt werden,
die die Erklärung zur Organ- und Gewebespende im Register abgegeben hat und an einen von einem Krankenhaus
dem Register als auskunftsberechtigt benannten Arzt, der weder an der Entnahme noch an der Übertragung der
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gan- und Gewebespender durch den als auskunftsberechtigt benannten Arzt erst erfolgen, wenn der Tod des mög-

Zur Stärkung der Bereitschaft zur Organ- und Gewebespende werden im Transplantationsgesetz neue Aufklä-
rungspflichten zu den rechtlichen und medizinischen Rahmenbedingungen einer Organ- und Gewebespende ein-

Beratungsinhalte umfassen. Dies sind neben dem Hinweis auf Register für Erklärungen zur Organ- und Gewebe-

Mit der Regelung wird vorgesehen, dass die Krankenkassen die regelmäßige Beratung zur Organ- und Gewebe-

Organe oder Gewebe des möglichen Organ- oder Gewebespenders beteiligt ist und auch nicht Weisungen eines 
Arztes untersteht, der an diesen Maßnahmen beteiligt ist. Nach Satz 2 darf die Anfrage zu einem möglichen Or-

lichen Organ- und Gewebespenders gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 festgestellt worden ist. Satz 3 regelt, 
an wen der auskunftsberechtigte Arzt die vom DIMDI erhaltene Auskunft weitergeben darf. 

 

 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

Zu Absatz 5

Absatz 5 regelt die Voraussetzungen für ein automatisiertes Abrufverfahren für Auskünfte aus dem Register und
entspricht den früheren Vorgaben des § 10 des Bundesdatenschutzgesetzes. Danach trägt die Verantwortung für
die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs der dritte, an den die die Auskunft übermittelt wird, also die Person, die die
Erklärung zur Organ- und Gewebespende im Register abgegeben hat oder der Arzt, der von einem Krankenhaus
dem Deutschen Institut für Medizinische Dokumentation und Information als auskunftsberechtigt benannt wurde.
Das DIMDI überprüft die Zulässigkeit der Abrufe durch geeignete Stichprobenverfahren und im Übrigen nur,
wenn dazu Anlass besteht. 

Zu Absatz 6

Durch Absatz 6 wird das Bundesministerium für Gesundheit ermächtigt durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrats das Nähere, insbesondere zu den Authentifizierungsverfahren sowie den in Absatz 3 be-
schriebenen Datensätze festzulegen. 

Zu Nummer 4

Die Änderung ist eine Folgeänderung zur Einfügung des § 2a.

Zu Artikel 2 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1 

geführt. Eine Schlüsselrolle bei der Information spielen die Hausärztinnen und Hausärzte (siehe oben unter Arti-
kel 1 Nummer 2 Buchstabe b). Die Beratung soll die in § 2 Absatz 1a des Transplantationsgesetzes genannten 

spende unter anderem die Möglichkeiten der Organ- und Gewebespende, die Voraussetzungen der Organ- und 
Gewebeentnahme bei toten Spendern einschließlich der Bedeutung einer abgegebenen Erklärung zur Organ- und 
Gewebespende und des Entscheidungsrechts der nächsten. Die Hausärzte sollen zu diesem Zweck geeignete Auf-
klärungsunterlagen bereithalten und den Patientinnen und Patienten zur Verfügung stellen. Die Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung muss die Arztpraxen für die Beratung mit geeigneten Aufklärungsunterlagen aus-
statten. Bereits im November 2018 wurden nach einer Ankündigung der Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung rund 30.000 Hausarztpraxen mit Informationsmaterialien zur Organ- und Gewebespende ausgestattet. Die 
im Transplantationsgesetz neu verankerte Beratung durch die Hausärztinnen und Hausärzte ist als zusätzliche 
hausärztliche Leistung zeitgebunden und wird entsprechend extrabudgetär vergütet. Der Bewertungsausschuss 
beschließt gemäß dem neuen § 87 Absatz 2b Satz 5 eine entsprechende Anpassung der im einheitlichen Bewer-
tungsmaßstab für ärztliche Leistungen aufgeführten hausärztlichen Leistungen. Die Leistung ist pro Patient alle 
zwei Jahre abrechenbar. 

Zu Nummer 2

spende durch die Hausärzte außerhalb der vereinbarten Gesamtvergütung zu festen Preisen zu vergüten haben. 

Zu Artikel 3 (Änderung der Approbationsordnung für Ärzte)

Organspende und Transplantationsmedizin werden ausdrücklich als Bestandteil des Zweiten Abschnitts der Ärzt-
lichen Prüfung in der Approbationsordnung für Ärzte (ÄApprO) verankert, um das Verständnis des ärztlichen 
Nachwuchses für diese Thematik zu verbessern und ggf. Vorurteile abzubauen. Auch vor dem Hintergrund der in 
§ 2 Absatz 1a geregelten Beratung durch die Hausärzte ist es geboten, das Thema bereits frühzeitig in der ärztli-
chen Ausbildung zu verankern. Die Inhalte des Zweiten Abschnitts der Ärztlichen Prüfung sind in § 28 ÄApprO 
geregelt. § 28 Absatz 3 Satz 2 ÄApprO verweist auf Anlage 15, die den Prüfstoff näher umschreibt. Die Organ- 
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und Gewebespende wird aufgrund ihrer gesellschaftlichen Bedeutung neu in die Aufzählung der wichtigsten
Krankheitsbilder und Gesundheitsstörungen aufgenommen. Damit wird dem Anliegen Rechnung getragen, die
Bereitschaft zu einer Organ- und Gewebespende innerhalb der Bevölkerung und die damit einhergehende Ver-
sorgung schwerkranker Patientinnen und Patienten mit Transplantaten zu verbessern. 

 

Um insbesondere jungen Menschen frühzeitig die Möglichkeit zu geben, sich auch jenseits eines Hausarztbesu-
ches über das Thema Organ- und Gewebespende zu informieren, soll Grundwissen zur Organ- und Gewebespende
zukünftig verpflichtender Teil der Erste-Hilfe-Schulungen im Vorfeld des Fahrerlaubnis-Erwerbs werden. Dazu
gehört auch die Aufklärung über Möglichkeiten, die eigene Entscheidung zu dokumentieren. Daher wird der in
§ 19 Absatz 1 FeV umschriebene Pflichtinhalt der Erste-Hilfe-Schulungen entsprechend ergänzt. 

 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. Das Gesetz tritt zwölf Monate nach Verkündung in Kraft. Damit wird die
erforderliche Zeit eingeräumt, die für die Einrichtung eines Registers, in dem die Erklärungen eines Widerspruchs,
einer Einwilligung oder einer Übertragung der Entscheidung zur Organ- oder Gewebeentnahme auf eine nament-
lich zu benennende Person gespeichert werden können, erforderlich ist. Ferner müssen in den Ausweisstellen und
in den Krankenhäusern die erforderlichen technischen Voraussetzungen zur Abgabe beziehungsweise zum Abruf
von Erklärungen zur Organ- und Gewebespende geschaffen werden. Zudem muss die Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung die Aufklärungsmaterialien entsprechend der neuen gesetzlichen Vorgaben überarbeiten.
Auch die Landesärztekammern sollen die Möglichkeit erhalten, ihre Hausärztinnen und Hausärzte durch geeig-
nete Fortbildungen auf die zukünftigen Beratungsgespräche vorzubereiten. 

 
 

 
 

 

 
 

 

 

 

Zu Artikel 4 (Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung)

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten)
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